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Nach jahrelangen Vorarbeiten hat das BMJV mit dem Referentenentwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Berufsrechts der

anwaltlichen und steuerberatenden Berufsausübungsgesellschaften sowie zur Änderung weiterer Vorschriften im Bereich der

rechtsberatenden Berufe vom 29.10.2020 nun eine große Reform des anwaltlichen Gesellschaftsrechts und des Berufsrechts auf

den Weg gebracht (Meldung des BMJV vom 4.11.2020). Ziel der Neuregelung ist es, der Anwaltschaft gesellschaftsrechtliche

Organisationsfreiheit zu gewähren, weitgehend einheitliche und rechtsformneutrale Regelungen für alle anwaltlichen Berufsaus-

übungsgesellschaften zu schaffen und die interprofessionelle Zusammenarbeit zu erleichtern. Außerdem wird die Berufsaus-

übungsgesellschaft als zentrale Organisationsform anwaltlichen Handelns anerkannt. Zukünftig soll daher Anknüpfungspunkt

der berufsrechtlichen Regulierung nicht mehr ausschließlich die einzelnen BerufsträgerInnen sein, sondern auch die Entität, in

der diese ihren Beruf ausüben. Anwaltliche Berufsausübungsgesellschaften sollen daher zukünftig postulationsfähig sein und die

Möglichkeit haben, ein Gesellschaftspostfach zu beantragen. Dieser neue entitätsbasierte Ansatz ermöglicht es auch, die Berufs-

ausübungsgesellschaften für eine Zusammenarbeit mit anderen Freien Berufen zu öffnen. Über die Neuregelung des Gesell-

schaftsrechts hinaus modernisiert der Gesetzentwurf das Berufsrecht. Insbesondere wird das Verbot der Interessenkonflikte zu-

künftig in der BRAO unmittelbar geregelt. Außerdem werden Änderungen u. a. in den Bereichen Stimmverteilung in der Haupt-

versammlung und Öffentlichkeit der berufsgerichtlichen Hauptverhandlung vorgenommen.

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin
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Entscheidungen
EuGH: De-minimis-Beihilfe – Einhaltung des

Höchstbetrags

1. Die Art. 3 und 6 der Verordnung (EU) Nr.

1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember

2013 über die Anwendung der Artikel 107 und

108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Euro-

päischen Union auf De-minimis-Beihilfen sind

dahin auszulegen, dass ein Unternehmen, des-

sen Niederlassungsmitgliedstaat ihm eine De-

minimis-Beihilfe zu gewähren beabsichtigt,

durch die wegen bestehender früherer Beihilfen

der Betrag der diesem Unternehmen insgesamt

gewährten Beihilfen den in Art. 3 Abs. 2 der Ver-

ordnung Nr. 1407/2013 vorgesehenen Höchst-

betrag von 200 000 Euro in einem Zeitraum von

drei Steuerjahren überschreiten würde, bis zur

Gewährung dieser Beihilfe für die Verringerung

der beantragten Mittel oder den vollständigen

oder teilweisen Verzicht auf frühere bereits er-

haltene Zuschüsse optieren kann, um diesen

Höchstbetrag nicht zu überschreiten.

2. Die Art. 3 und 6 der Verordnung Nr. 1407/

2013 sind dahin auszulegen, dass die Mitglied-

staaten nicht verpflichtet sind, den antragstel-

lenden Unternehmen zu gestatten, ihren Beihil-

feantrag vor der Gewährung der Beihilfe zu än-

dern, um den in Art. 3 Abs. 2 der Verordnung Nr.

1407/2013 vorgesehenen Höchstbetrag von

200 000 Euro in einem Zeitraum von drei Steuer-

jahren nicht zu überschreiten. Es ist Sache des

vorlegenden Gerichts, die rechtlichen Konse-

quenzen der fehlenden Möglichkeit für die Un-

ternehmen zur Vornahme solcher Änderungen

zu beurteilen, wobei diese nur zu einem Zeit-

punkt vor der Gewährung der De-minimis-Beihil-

fe vorgenommen werden dürfen.

EuGH, Urteil vom 28.10.2020 – C-608/19
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2020-2561-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Streitbeilegungsverfahren – Informa-

tionen nach dem VSBG auf Unternehmer-

Webseite und in AGB

Wenn ein Unternehmer sowohl eine Webseite

unterhält als auch Allgemeine Geschäftsbedin-

gungen verwendet, müssen die Informationen

nach § 36 Abs. 1 VSBG sowohl gemäß § 36

Abs. 2 Nr. 1 VSBG auf seiner Webseite erscheinen

als auch gemäß § 36 Abs. 2 Nr. 2 VSBG in die All-

gemeinen Geschäftsbedingungen aufgenom-

men werden.

BGH, Urteil vom 22.9.2020 – XI ZR 162/19
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2020-2561-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Anlageberatung – Hemmung der Ver-

jährung durch Güteantrag

Um eine Hemmung der Verjährung gemäß

§ 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB bewirken zu können,

muss in Anlageberatungsfällen der Güteantrag

regelmäßig die konkrete Kapitalanlage be-

zeichnen, die Zeichnungssumme sowie den

(ungefähren) Beratungszeitraum angeben und

den Hergang der Beratung mindestens im

Groben umreißen. Ferner ist das angestrebte

Verfahrensziel zumindest soweit zu umschrei-

ben, dass dem Gegner und der Gütestelle ein

Rückschluss auf Art und Umfang der verfolg-

ten Forderung möglich ist; eine genaue Bezif-

ferung der Forderung muss der Güteantrag

seiner Funktion gemäß demgegenüber grund-

sätzlich nicht enthalten (Fortführung von Se-

nat, Urteile vom 18. Juni 2015 – III ZR 198/

14, BGHZ 206, 41 Rn. 25; vom 20. August

2015 – III ZR 373/14, NJW 2015, 3297 Rn. 18;

vom 3. September 2015 – III ZR 347/14, juris

Rn. 17 und vom 15. Oktober 2015 – III ZR

170/14, NJW-RR 2016, 372 Rn. 17; Senat, Be-

schlüsse vom 16. Juli 2015 – III ZR 164/14, ju-

ris Rn. 3 und III ZR 302/14, juris Rn. 5; vom

13. August 2015 – III ZR 358/14, juris Rn. 3

und III ZR 380/14, juris Rn. 14 und vom 28.

Januar 2016 – III ZB 88/15, WM 2016, 403

Rn. 16).

BGH, Urteil vom 1.10.2020 – III ZR 60/19
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2020-2561-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zum Gerichtsstand der unerlaubten

Handlung für eine auf Schadensersatz ge-

richtete Klage – Vorabentscheidungsersu-

chen

Dem Gerichtshof der Europäischen Union wird

gemäß Art. 267 AEUV folgende Frage zur Ausle-

gung des Unionsrechts vorgelegt: Sind Art. 7

Nr. 1 Buchst. a und Nr. 2 der Verordnung (EU)

Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlamentes

und des Rates vom 12. Dezember 2012 über die

gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung

und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil-

und Handelssachen (ABl. Nr. L 351 vom 20. De-

zember 2012) dahin auszulegen, dass der Ge-

richtsstand der unerlaubten Handlung für eine

auf Schadensersatz gerichtete Klage eröffnet ist,

wenn der Kläger durch arglistige Täuschung

zum Abschluss eines Kaufvertrages und zur Zah-

lung des Kaufpreises veranlasst worden ist?

BGH, Beschluss vom 13.10.2020 – VI ZR 63/19
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2020-2561-4

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Verjährung des Anspruchs eines Man-

danten auf Herausgabe der Handakten

Der Anspruch des Mandanten auf Herausgabe

der Handakten verjährt nach den bürgerlich-

rechtlichen Vorschriften. Die berufsrechtlichen

Bestimmungen über die Länge der Aufbewah-

rungsfrist haben keinen Einfluss auf den Lauf

der Verjährung.

BGH, Urteil vom 15.10.2020 – IX ZR 243/19
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2020-2561-5

unterwww.betriebs-berater.de
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